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Beschlussempfehlung*) 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 14/6879 - 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank 


A. Problem 

Mit Beginn der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Januar 
1 999 sind die geld-, wirtschafts- und währungspolitischen Entscheidungsbefug- 
nisse von der Deutschen Bundesbank auf das Europäische System der Zentral- 
banken (ESZB) übergegangen. Dieser Übergang erfordert notwendige Anpas- 
sungen im Hinblick auf die Leitungs- und Entscheidungsstruktur sowie den 
organisatorischen Aufbau der Deutschen Bundesbank, damit diese den derzeiti- 
gen und künftigen Erfordernissen im ESZB und auf nationaler Ebene besser ge- 
recht wird. 


B. Lösung 

Grundsätzliche Annahme des Gesetzentwurfs, der insbesondere Folgendes vor- 
sieht: 

- Einrichtung eines Bundesbankvorstands, der aus Präsident, Vizepräsident und 
vier weiteren Mitgliedern besteht (Vorstand mit sechs Mitgliedern). Der Vor- 
stand übernimmt die Aufgaben, die bislang von dem Zentralbankrat, Direk- 
torium und den Vorständen der Landeszentralbanken wahrgenommen wur- 
den; 

- Bestellung der Vorstandsmitglieder durch den Bundespräsidenten. Präsident 
und Vizepräsident werden auf Vorschlag der Bundesregierung, die weiteren 
Mitglieder des Vorstands auf Vorschlag des Präsidenten im Einvernehmen mit 
der Bundesregierung bestellt; 

- Leitung der Hauptverwaltungen der Deutschen Bundesbank, die den Namens- 
zusatz „Landeszentralbank“ führen, durch Landeszentralbankpräsidenten, die 
dem Bundeshankvorstand unterstehen; 


*) Der Bericht der Abgeordneten Jörg-Otto Spiller, Otto Bernhardt und Dr. Barbara Höll wird als Druck- 
sache 14/8413 gesondert verteilt. 
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- Vetorecht des Präsidenten bei der Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
Plankostenrechnung und des Investitionsplans sowie bei der Geschäftsvertei- 
lung im Vorstand und der bankinternen Aufgabenverteilung; 

- Wegfall der so genannten Vorbehaltzuständigkeiten der Landeszentralbanken; 

- Ausbau des Kostenrechnungssystems durch die Verpflichtung der Deutschen 
Bundesbank zur Aufstellung einer Plankostenrechnung, eines Investitionspla- 
nes und einer Plan/Ist-Analyse. 

In Abweichung bzw. in Ergänzung zum Gesetzentwurf schlägt der Finanzaus- 
schuss insbesondere Folgendes vor: 

- Erweiterung des Vorstands von vier auf sechs weitere Mitglieder neben dem 
Präsidenten und dem Vizepräsidenten (Vorstand mit acht Mitgliedern); Be- 
stellung des Präsidenten und des Vizepräsidenten sowie von zwei weiteren 
Mitgliedern auf Vorschlag der Bundesregierung, die der übrigen vier Mitglie- 
der auf Vorschlag des Bundesrates im Einvernehmen mit der Bundesregie- 
rung; 

- Begrenzung des Vetorechts des Präsidenten auf die Verteilung der Zuständig- 
keiten innerhalb des Vorstands; 

- Verzicht auf den N amenszusatz „Landeszentralbank“ bei den neun Hauptver- 
waltungen der Deutschen Bundesbank; 

- Bestellung der Leiter der Hauptverwaltungen - mit der Bezeichnung „Präsi- 
dent der Hauptverwaltung“ - durch den Bundesbankvorstand, d. h. Fortfall 
der Mitwirkung des Bundesrates bei der Bestellung der Leiter der Hauptver- 
waltungen. 

Annahme mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der 

PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Kosten der Umstrukturierungsmaßnahmen bei der Deutschen Bundesbank 
können zurzeit nicht zuverlässig geschätzt werden, jedoch ist mittel- bis lang- 
fristig mit deutlichen Einsparungen bei den Personal- und Sachkosten zu rech- 
nen. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 14/6879 - in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Berlin, den 27. Februar 2002 

Der Finanzausschuss 

Christine Scheel Jörg-Otto Spiller Otto Bernhardt 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Dr. Barbara Höll 

B erichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank 
- Drucksache 14/6879 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1992 (BGBl. 1 
S. 1782), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Bundesdiszi- 
plinarneuordnungsgesetzes vom ... (BGBl. I S. ...), wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Ersten Abschnitts wird das Wort 
„Errichtung“ gestrichen. 

2. § 1 wird aufgehoben. 

3. In § 2 Satz 2 wird die Angabe „fünf Milliarden Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „2,5 Milliarden Euro“ ersetzt. 

4. § 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sie wirkt an der Erfüllung seiner Aufgaben mit dem 
vorrangigen Ziel mit, die Preisstabilität zu gewährleis- 
ten, hält und verwaltet die Währungsreserven der Bun- 
desrepublik Deutschland, sorgt für die bankmäßige Ab- 
wicklung des Zahlungsverkehrs im Inland und mit dem 
Ausland und trägt zur Stabilität der Zahlungs- und Ver- 
rechnungssysteme bei.“ 

5. Die §§ 5 und 6 werden aufgehoben. 

6. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§7 

Vorstand 

(1) Organ der Deutschen Bundesbank ist der Vor- 
stand. Er leitet und verwaltet die Bank. Er beschließt ein 
Organisationsstatut, das die Zuständigkeiten innerhalb 
des Vorstands und die Aufgaben, die den Hauptverwal- 
tungen übertragen werden können, festlegt. Der Vor- 
stand kann die Wahrnehmung bestimmter Angelegenhei- 
ten einem Mitglied oder einer Hauptverwaltung zur 
eigenverantwortlichen Erledigung übertragen. 

(2) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten und 
dem Vizepräsidenten und vier weiteren Mitgliedern. Die 
Mitglieder des Vorstands müssen besondere fachliche 
Eignung besitzen. 

(3) Der Präsident und der Vizepräsident werden auf 
Vorschlag der Bundesregierung, die weiteren Mitglieder 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1992 (BGBl. I 
S. 1782), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Bundesdiszi- 
plinameuordnungsgesetzes vom 9. Juli 2001 (BGBl. I 
S. 1510), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§7 

Vorstand 

(1) Organ der Deutschen Bundesbank ist der Vor- 
stand. Er leitet und verwaltet die Bank. Er beschließt ein 
Organisationsstatut, das die Zuständigkeiten innerhalb 
des Vorstands und die Aufgaben, die den Hauptverwal- 
tungen übertragen werden können, festlegt. Der Vor- 
stand kann die Wahrnehmung bestimmter Angelegenhei- 
ten einem Mitglied zur eigenverantwortlichen Erledi- 
gung übertragen. 

(2) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten und 
dem Vizepräsidenten und sechs weiteren Mitgliedern. 
Die Mitglieder des Vorstands müssen besondere fachli- 
che Eignung besitzen. 

(3) Die Mitglieder des Vorstands werden vom Bun- 
despräsidenten bestellt. Die Bestellung des Präsiden- 
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des Vorstands auf Vorschlag des Präsidenten im Einver- 
nehmen mit der Bundesregierung vom Bundespräsiden- 
ten bestellt. Die Mitglieder werden für acht Jahre, aus- 
nahmsweise auch für kürzere Zeit, mindestens jedoch 
für fünf Jahre bestellt. Bestellung und Ausscheiden sind 
im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 


(4) Die Mitglieder des Vorstands stehen in einem öf- 
fentlich-rechtlichen Amtsverhältnis. Ihre Rechtsverhält- 
nisse gegenüber der Bank, insbesondere die Gehälter, 
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge, werden durch 
Verträge mit dem Vorstand geregelt. Die Verträge bedür- 
fen der Zustimmung der Bundesregierung. 

(5) Der Vorstand berät unter dem Vorsitz des Präsi- 
denten oder des Vizepräsidenten. Er fasst seine Be- 
schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag. Bei der Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der Plankostenrechnung und des In- 
vestitionsplans sowie bei der Verteilung der Zuständig- 
keiten innerhalb des Vorstands und der bankinternen 
Aufgabenverteilung kann nicht gegen den Präsidenten 
entschieden werden.“ 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„Hauptverwaltungen“. 

b) In Absatz 1 werden die Wörter „der Bezeichnung“ 
durch die Wörter „dem Namenszusatz“ ersetzt. 

c) Die Absätze 2 bis 5 werden durch die folgenden Ab- 
sätze 2 bis 4 ersetzt 

„(2) Die Hauptverwaltungen werden jeweils von 
einem Präsidenten geleitet, der dem Vorstand unter- 
steht. Die Präsidenten der Hauptverwaltungen tragen 
die Bezeichnung Landeszentralbankpräsident. Die 
Landeszentralbankpräsidenten werden vom Präsi- 
denten der Deutschen Bundesbank auf Vorschlag des 
Bundesrates bestellt. Der Bundesrat macht seine Vor- 
schläge auf Grund eines Vorschlages der nach Lan- 
desrecht zuständigen Stellen der beteiligten Länder 
und im Einvernehmen mit dem Vorstand der Deut- 
schen Bundesbank. Die Landeszentralbankpräsiden- 
ten müssen besondere fachliche Eignung besitzen. Sie 
werden für fünf Jahre bestellt. Bestellung und Aus- 
scheiden sind im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(3) Die Landeszentralbankpräsidenten stehen in 
einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis. Ihre 
Rechtsverhältnisse gegenüber der Bank, insbeson- 
dere die Gehälter, Ruhegehälter und Hinterbliebe- 
nenbezüge, werden durch Verträge mit dem Vorstand 
geregelt. Die Verträge bedürfen der Zustimmung der 
Bundesregierung. 

(4) Die Landeszentralbankpräsidenten treffen re- 
gelmäßig, mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit 
dem Vorstand zur Beratung zusammen. “ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

ten und des Vizepräsidenten sowie von zwei weiteren 
Mitgliedern erfolgt auf Vorschlag der Bundesregie- 
rung, die der übrigen vier Mitglieder auf Vorschlag 
des Bundesrates im Einvernehmen mit der Bundesre- 
gierung. Die Bundesregierung und der Bundesrat ha- 
ben bei ihren Vorschlägen den Vorstand anzuhören. 
Die Mitglieder werden für acht Jahre, ausnahmsweise 
auch für kürzere Zeit, mindestens jedoch für fünf Jahre 
bestellt. Bestellung und Ausscheiden sind im Bundesan- 
zeiger zu veröffentlichen. 

(4) unverändert 


(5) Der Vorstand berät unter dem Vorsitz des Präsi- 
denten oder des Vizepräsidenten. Er fasst seine Be- 
schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag. Bei der Verteilung der Zu- 
ständigkeiten innerhalb des Vorstands kann nicht gegen 
den Präsidenten entschieden werden.“ 


7. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 1 werden die Wörter „mit der Bezeichnung 

Landeszentralbank“ gestrichen. 

c) Der Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Hauptverwaltungen werden jeweils von 
einem Präsidenten geleitet, der dem Vorstand der 
Deutschen Bundesbank untersteht. Diese tragen die 
Bezeichnung Präsident der Hauptverwaltung.“ 


d) Die Absätze 3 bis 5 werden aufgehoben. 
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8. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Beiräte bei den Hauptverwaltungen“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1 ) Bei jeder HauptverwalUmg besteht ein Bei- 
rat, der regelmäßig mit dem Landeszentralbankprä- 
sidenten zusammentrifft und mit ihm über die 
Durchführung der in seinem Bereich anfallenden 
Aufgaben berät.“ 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefugt: 

„Der Beirat soll zweimal im Jahr zusammentreten.“ 

d) In Absatz 3 werden die Wörter „und nach Anhö- 
rung des Vorstandes der Landeszentralbank“ gestri- 
chen. 

e) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Den Vorsitz im Beirat führt der Landeszen- 
tralbankpräsident. Bei Beratungsgegenständen, die 
ihrer Natur nach vertraulich sind oder die der Vor- 
sitzende ausdrücklich als vertraulich bezeichnet 
hat, sind die Teilnehmer an den Sitzungen des Bei- 
rats zur Verschwiegenheit verpflichtet.“ 

9. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ io 

Filialen 

Die Deutsche Bundesbank darf Filialen unterhalten, 

die der zuständigen Hauptverwaltung unterstehen.“ 

10. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Deutsche Bundesbank wird gerichtlich und 
außergerichtlich durch den Vorstand vertreten.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Willenserklärungen sind für die Deutsche 
Bundesbank verbindlich, wenn sie von zwei Mit- 
gliedern des Vorstands oder von zwei bevollmäch- 
tigten Vertretern abgegeben werden. Zur Rechts- 
wirksamkeit einer der Bank gegenüber 
abzugebenden Willenserklärung genügt die Erklä- 
rung gegenüber einem Vertretungsberechtigten.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Klagen gegen die Deutsche Bundesbank, die 
auf den Geschäftsbetrieb einer Hauptverwaltung 
oder einer Filiale Bezug haben, können auch bei 
dem Gericht des Sitzes der Hauptverwaltung erho- 
ben werden.“ 

11. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

12. § 19 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 19 

Geschäfte mit Kreditinstituten 
und anderen Marktteilnehmern 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

8. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bei jeder Hauptverwaltung besteht ein Bei- 
rat, der regelmäßig mit dem Präsidenten der 
Hauptverwaltung zusammentrifft und mit ihm 
über die Durchführung der in seinem Bereich anfal- 
lenden Arbeiten berät.“ 

c) unverändert 

d) unverändert 


e) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Den Vorsitz im Beirat führt der Präsident 
der Hauptverwaltung. Bei Beratungsgegenstän- 
den, die ihrer Natur nach vertraulich sind oder die 
der Vorsitzende ausdrücklich als vertraulich be- 
zeichnet hat, sind die Teilnehmer an den Sitzungen 
des Beirats zur Verschwiegenheit verpflichtet.“ 

9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Die Deutsche Bundesbank darf mit Kreditinstituten 
und anderen Marktteilnehmern unbeschadet des Kapi- 
tels IV der Satzung des Europäischen Systems der 
Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 
(BGBl. 1992 11 S. 1251, 1297) folgende Geschäfte be- 
treiben: 

1. Darlehen gegen Sicherheiten gewähren sowie am 
offenen Markt Forderungen, börsengängige Wert- 
papiere und Edelmetalle endgültig (per Kasse oder 
Termin) oder im Rahmen von Rückkaufsvereinba- 
rungen kaufen oder verkaufen; bei Pfändern ist die 
Bank mit Eintritt der Pfandreife berechtigt, das 
Pfand durch einen ihrer Mitarbeiter oder durch eine 
zu Versteigerungen befugte Person zu versteigern 
oder, wenn der verpfändete Gegenstand einen 
Börsen- oder Marktpreis hat, durch eine der vorge- 
nannten Personen oder einen Handelsmakler zum 
laufenden Preis zu verkaufen und sich aus dem Er- 
lös für Kosten, Zinsen und Kapital zu befriedigen 
oder sich den verpfändeten Gegenstand anzueig- 
nen, wobei die Ansprüche der Bank in Höhe des 
Börsen- oder Marktpreises erlöschen; diese Rechte 
stehen der Bank auch gegenüber anderen Gläubi- 
gem und gegenüber der Insolvenzmasse des 
Schuldners sowie auch im Falle einer vorhergehen- 
den Sicherungsmaßnahme gegen den Schuldner zu; 
sie gelten auch, wenn die Bank die Verwertung für 
ein anderes Mitglied des Europäischen Systems der 
Zentralbanken vomimmt; 

2. Giroeinlagen und andere Einlagen annehmen; 

3. Wertgegenstände, insbesondere Wertpapiere, in 
Verwahrung und Verwaltung nehmen; die Ausü- 
bung des Stimmrechts aus den von ihr verwahrten 
oder verwalteten Wertpapieren ist der Bank unter- 
sagt; 

4. Schecks, Lastschriften, Wechsel, Anweisungen, 

Wertpapiere und Zinsscheine zum Einzug überneh- 
men und nach Deckung Zahlung leisten, soweit 
nicht die Bank für die Gutschrift des Gegenwertes 
für Schecks, Lastschriften und Anweisungen etwas 
anderes bestimmt; 

5. andere bankmäßige Auftragsgeschäfte nach De- 
ckung ausführen; 

6. auf eine andere Währung als Euro lautende Zah- 
lungsmittel einschließlich Wechsel und Schecks, 

Forderungen und Wertpapiere sowie Gold, Silber 
und Platin kaufen und verkaufen; 

7. alle Bankgeschäfte im Verkehr mit dem Ausland 
vornehmen.“ 

13. § 20 wird wie folgt gefasst: 13. unverändert 

„§ 20 

Geschäfte mit öffentlichen Verwaltungen 

Die Deutsche Bundesbank darf mit dem Bund, den 
Sondervermögen des Bundes, den Ländern und ande- 
ren öffentlichen Verwaltungen die in § 19 Nr. 2 bis 7 
bezeichneten Geschäfte vornehmen; dabei darf die 
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Bank im Verlauf eines Tages Kontoüberziehungen zu- 
lassen. Für diese Geschäfte darf die Bank dem Bund, 
den Sondervermögen des Bundes und den Ländern 
keine Kosten und Gebühren berechnen.“ 

14. § 21 wird aufgehoben. 

15. ln § 22 wird die Angabe „§ 19 Abs. 1 Nr. 4 bis 9“ 
durch die Angabe „§ 19 Nr. 2 bis 7“ ersetzt. 

16. § 24 wird aufgehoben. 

17. ln § 25 wird die Angabe „19 bis 24“ durch die Angabe 
„19, 20, 22 und 23“ ersetzt. 

18. Die Überschrift des Sechsten Abschnitts wird wie folgt 
gefasst: 

„Jahresabschluss, Kostenrechnung, Gewinnverteilung“. 

19. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„Jahresabschluss, Kostenrechnung“. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Das Direkto- 
rium“ durch die Wörter „Der Vorstand“ er- 
setzt. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„Der Abschluss ist durch einen oder mehrere 
vom Vorstand im Einvernehmen mit dem Bun- 
desrechnungshof bestellte Wirtschaftsprüfer 
zu prüfen und alsdann zu veröffentlichen. Der 
Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers dient 
dem Bundesrechnungshof als Grundlage für 
die von ihm durchzuführende Prüfung.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Zur Unterstützung ihrer Leitung und Ver- 
waltung erstellt die Deutsche Bundesbank eine 
Kostenrechnung. Vor Beginn eines Geschäftsjahres 
stellt die Deutsche Bundesbank eine Plankosten- 
rechnung und einen Investitionsplan auf. Nach Ab- 
schluss des Geschäftsjahres stellt sie den Planzah- 
len die tatsächlich angefallenen Kosten und 
Investitionen in einer Plan/Ist-Analyse gegenüber. 
Die Plan/Ist-Analyse ist vom Wirtschaftsprüfer ge- 
sondert zu prüfen.“ 

d) Nach Absatz 4 werden die folgenden Absätze 5 und 
6 angefügt: 

„(5) Der Jahresabschluss, die Plankostenrech- 
nung, der Investitionsplan, die Plan/Ist-Analyse 
und die Prüfungsberichte des Wirtschaftsprüfers 
sind dem Bundesministerium der Finanzen und 
dem Bundesrechnungshof zuzuleiten. Der Deutsche 
Bundestag erhält den Jahresabschluss, die Plan/Ist- 
Analyse und die Prüfungsberichte des Wirtschafts- 
prüfers. 

(6) Der Bundesrechnungshof berichtet dem 
Deutschen Bundestag über seine Feststellungen 
nach Absatz 3. Unbeschadet von Artikel 108 des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) Nach Absatz 4 werden die folgenden Absätze 5 und 
6 angefügt: 

(5) unverändert 


(6) Der Bundesrechnungshof berichtet dem 
Deutschen Bundestag über seine Feststellungen 
nach Absatz 3.“ 
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Schaft kann der Deutsche Bundestag unter Berück- 
sichtigung des Berichts der Wirtschaftsprüfer sowie 
des Berichts des Bundesrechnungshofes Empfeh- 
lungen für Verbesserungen der Effizienz bei der 
Deutschen Bundesbank geben. “ 

20. § 27 wird wie folgt geändert: 20. unverändert 

a) In Nummer 1 werden die Angabe „fünfhundert 
Millionen Deutsche Mark“ durch die Angabe 
„zweihundertundfünfzig Millionen Euro“ und die 
Angabe „fünf Milliarden Deutsche Mark“ durch die 
Angabe „2,5 Milliarden Euro“ ersetzt. 

b) Nummer 3 wird aufgehoben. 

c) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 2. 

21. § 29 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 21. unverändert 

„(1) Der Vorstand mit der Zentrale am Sitz der Bank 
hat die Stellung einer obersten Bundesbehörde. Die 
Hauptverwaltungen und Filialen haben die Stellung 
von Bundesbehörden.“ 

22. § 3 1 wird wie folgt geändert: 22. unverändert 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Präsident der Deutschen Bundesbank 
ernennt die Beamten der Bank. Er ist oberste 
Dienstbehörde und vertritt insoweit die Bank ge- 
richtlich und außergerichtlich. Als oberste Dienst- 
behörde stehen ihm sämtliche Disziplinarbefug- 
nisse zu; er verhängt die Disziplinarmaßnahmen, 
soweit ihre Verhängung nicht den zuständigen Ge- 
richten Vorbehalten ist. Der Präsident kann seine 
Befugnisse nach diesem Absatz auf ein Mitglied 
des Vorstands mit der Möglichkeit der Weiterüber- 
tragung übertragen.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Zentral- 
bankrat“ durch das Wort „Vorstand“ ersetzt. 

bb) Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a wird wie folgt ge- 
fasst: 

,,a) von § 21 Satz 2, § 24 Satz 3, § 26 Abs. 1, 

§ 30 Abs. 2, § 66 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c 
und Nr. 3 des Bundesbeamtengesetzes 
und von § 1 1 Nr. 3 Buchstabe a des Beam- 
tenversorgungsgesetzes“. 

cc) Satz 2 Nr. 2 wird aufgehoben. 

dd) Satz 2 Nr. 3 Buchstabe a wird wie folgt ge- 
fasst: 

,,a) zur Ausübung einer der in § 66 Abs. 1 Nr. 

1 Buchstabe c und Nr. 3 des Bundesbeam- 
tengesetzes bezeichneten Nebentätigkei- 
ten der vorherigen Genehmigung bedür- 
fen“. 

c) ln Absatz 6 wird jeweils das Wort „Zentralbankrat“ 
durch das Wort „Vorstand“ ersetzt. 
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23. § 32 Satz 3 erster Halbsatz wird wie folgt gefasst: 

„Die Genehmigung wird, soweit es sich um das Inter- 
esse der Bank handelt, den Mitgliedern des Vorstands 
von diesem, anderen Bediensteten der Bank vom Präsi- 
denten erteilt, der diese Befugnis auf ein Mitglied des 
Vorstands mit der Möglichkeit der Weiterübertragung 
übertragen kann;“. 

24. In § 33 werden nach den Wörtern „Aufruf von Noten“ 
das Komma und die Wörter „die Festsetzung von Zins-, 
Diskont- und Mindestreservesätzen“ gestrichen. 

25. § 34 wird aufgehoben. 

26. In § 35 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „Euro“ ersetzt. 


27. § 38 wird wie folgt gefasst: 

”§ 38 

Übergangsvorschrift für die 
Mitglieder der Organe der Bank 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

23. unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 

26. unverändert 

26a. § 36 BBankG wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Deutsche Bundesbank, Kreditinstitute 
und Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne von § 1 
Abs. la Satz 2 Nr. 7 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen und ihre Mitarbeiter haben naehgemaehte 
oder verfälschte Banknoten oder Münzen (Falsch- 
geld), als Falschgeld verdächtige Banknoten und 
Münzen sowie unbefugt ausgegebene Gegenstände 
der in § 35 genannten Art anzuhalten. Dem Betrof- 
fenen ist eine Empfangsbescheinigung zu erteilen. 

(2) Falschgeld und Gegenstände der in § 35 ge- 
nannten Art sind mit einem Bericht der Polizei zu 
übersenden. Kreditinstitute und Finanzdienstleis- 
tungsinstitute im Sinne von § 1 Abs. la Satz 2 Nr. 7 
des Gesetzes über das Kreditwesen haben der Deut- 
schen Bundesbank hiervon Mitteilung zu machen. 

(3) Als Falschgeld verdächtige Banknoten und 
Münzen sind der Deutschen Bundesbank zur Prü- 
fung vorzulegen. Stellt diese die Unechtheit der 
Banknoten oder Münzen fest, so übersendet sie das 
Falschgeld mit einem Gutachten der Polizei und be- 
nachrichtigt das anhaltende Kreditinstitut und Fi- 
nanzdienstleistungsinstitute im Sinne von § 1 Abs. 
la Satz 2 Nr. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen. 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig Falschgeld oder Gegenstände der in 
§ 35 genannten Art 

1. entgegen Absatz 1 nicht anhält; 

2. entgegen Absatz 2 nicht der Polizei übersendet 
oder 

3. entgegen Absatz 3 nicht der Deutschen Bundes- 
bank vorlegt. 

(5) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu 100 000 Euro geahndet werden. 

(6) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Deutsche Bundesbank.“ 

27. § 38 wird wie folgt gefasst: 

„§ 38 

Übergangsvorschrift für die 
Mitglieder der Organe der Bank 
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Die Mitglieder des Direktoriums werden für die ver- 
bleibende Amtszeit als Mitglieder des Vorstands unter 
Fortgeltung ihrer Verträge übernommen. Die Präsiden- 
ten der Landeszentralbanken werden als Landeszen- 
tralbankpräsidenten fiir die verbleibende Amtszeit un- 
ter Fortgeltung ihrer Verträge übernommen. Die 
Vizepräsidenten und weiteren Vorstandsmitglieder der 
Landeszentralbanken scheiden am 31. Dezember 2001 
aus ihren Ämtern; sie erhalten fiir die restliche Dauer 
ihrer vertraglich vorgesehenen Amtszeit die Amtsbe- 
züge als Ruhegehalt und anschließend die vertragliche 
Regelversorgung, es sei denn, ein Vertrag nach § 8 Abs. 
5 Satz 2 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 
1992 (BGBl. IS. 1782) enthält eine abweichende Rege- 
lung über die Folgen eines Ausscheidens aus Anlass 
des Inkrafttretens eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbank. “ 


28. ln § 41 Abs. 4 wird nach Satz 2 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Er kann seine Aufgaben und Befugnisse nach den 
Sätzen 1 und 2 auf ein Mitglied des Vorstands übertra- 
gen.“ 

29. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „50 Milliarden Deut- 
sche Mark“ durch die Angabe „25 Milliarden Euro“ 
ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Deutsche Bundesbank darf auf Euro 
lautende Schuldverschreibungen in einer Stücke- 
lung und Ausstattung nach ihrer Wahl begeben.“ 

30. Dem § 45 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 2 Satz 2 und § 27 Nr. 1, jeweils in der Fassung 
des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank, sind erstmals auf den 
Jahresabschluss zu dem Stichtag anzuwenden, der dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des genannten Gesetzes 
unmittelbar vorausgeht. Der 2,5 Milliarden Euro über- 
steigende Teil des Grundkapitals wird der gesetzlichen 
Rücklage zugeführt. Falls die gesetzliche Rücklage 
nach einer Zuweisung aus dem Jahresabschluss zu dem 
Stichtag, der dem Inkrafttreten nach Satz 1 vorausgeht, 
2,5 Milliarden Euro übersteigt, wird der überschie- 
ßende Betrag dem Reingewinn zugeführt.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Die Mitglieder des Direktoriums, mit Ausnahme des 
Präsidenten, scheiden mit Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes aus ihren Ämtern aus; sie erhalten 
für die restliche Dauer ihrer vertraglich vorgesehe- 
nen Amtszeit die Amtsbezüge als Ruhegehalt und 
anschließend die vertragliche Regelversorgung, es 
sei denn, ein Vertrag nach § 7 Abs. 4 Satz 2 des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbank in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1992 
(BGBl. 1 S. 1782) enthält eine abweichende Rege- 
lung über die Folgen des Ausscheidens vor Ablauf 
der Amtszeit auf Grund eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank. 
Die Präsidenten der Landeszentralbanken werden für 
die restliche Dauer ihrer vertraglich vorgesehenen 
Amtszeit unter Fortgeltung ihrer Verträge im Übrigen 
als Präsidenten der Hauptverwaltungen übernom- 
men. Die Vizepräsidenten und weiteren Vorstandsmit- 
glieder der Landeszentralbanken, deren Verträge die 
Beendigung ihres Vertragsverhältnisses im Falle ei- 
nes Ausscheidens auf Grund eines Gesetzes zur Än- 
derung des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
vorsehen, scheiden mit Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes aus ihren Ämtern aus; die übrigen Vi- 
zepräsidenten und weiteren Vorstandsmitglieder 
werden für die restliche Dauer ihrer vertraglich 
vorgesehenen Amtszeit unter Fortgeltung ihrer 
Verträge im Übrigen unter Beachtung von § 8 die- 
ses Gesetzes übernommen.“ 

28. unverändert 


29. unverändert 


30. Dem § 45 wird folgender Absatz 3 angefugt: 

„(3) § 2 Satz 2 und § 27 Nr. 1 , jeweils in der Fassung 
des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank, sind erstmals auf den 
Jahresabschluss zu dem Stichtag anzuwenden, der dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des genannten Gesetzes 
unmittelbar nachfolgt. Der 2,5 Milliarden Euro über- 
steigende Teil des Grundkapitals wird der gesetzlichen 
Rücklage zugeführt. Falls die gesetzliche Rücklage 
nach einer Zuweisung aus dem Jahresabschluss zu dem 
Stichtag, der dem Inkrafttreten nach Satz 1 nachfolgt, 
2,5 Milliarden Euro übersteigt, wird der überschie- 
ßende Betrag dem Reingewinn zugeführt.“ 
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Artikel 2 Artikel 2 
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